
 

      

 
   

    

  

 
  

  
   

  

  

       
        

        
    

   
     

    
   
         

      
          
        

   
        

   
       

     
          

       
           

       
        

      
    

THEMENSCHWERPUNKT 

„ERZIEHUNGSWISSENSCHAFT UND BILDUNGSRECHT – 
ANKNÜPFUNGSPUNKTE ZUR BELEBUNG EINES 

BRACHLIEGENDEN DISKURSES“ 

Zu den Eigenlogiken rechts- und 
erziehungswissenschaftlicher Perspektiven auf Bildung 
– die Kommission Bildungsorganisation, 
Bildungsplanung und Bildungsrecht (KBBB) auf der 
Suche nach ihrem dritten „B“ 
Julia Hugo & Martin Heinrich 

In den 1990er Jahren entstand die Kommission Bildungsorganisation, Bil-
dungsplanung und Bildungsrecht (KBBB) aus dem Bedürfnis heraus, systema-
tisch erziehungswissenschaftliche Expertise für den Bereich der „Entwicklung 
des Bildungswesens“ innerhalb der Deutschen Gesellschaft für Erziehungs-
wissenschaft (DGfE) aufzubauen (ausführlich Böttcher/Saldern, v./Tippelt 
2010, S. 217f.). Die Relevanz der erziehungswissenschaftlichen Reflexion von 
Steuerungshandlungen (Bildungsplanung) und des Wissens um die organisa-
tionale Verfasstheit von Erziehungs- und Bildungsprozessen (Bildungsorgani-
sation) für die „Entwicklung des Bildungswesens“ in modernen Gesellschaften 
ist angesichts neuer Steuerungsmodelle unmittelbar einleuchtend und doku-
mentiert sich in einschlägigen Zeitschriften, in Publikationen (s. z. B. die in-
zwischen fünfzig Bände der Reihe „Educational Governance“ (Altrichter et al. 
2007ff.)) oder in der Forschungsförderungspolitik des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) mit seinem Rahmenprogramm zur empiri-
schen Bildungsforschung (BMBF 2018). 

Demgegenüber steht eine seltsam anmutende Abstinenz im Umgang mit 
Bildungsrecht, die der faktischen Relevanz von rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für die „Entwicklung des Bildungswesens“ zuwider läuft. Der vorliegende 
Beitrag widmet sich daher mit Bildungsrecht dem dritten ‚B‘ als „blinde[m] 
Fleck“ (Füssel 2020, S. 114) der Erziehungswissenschaft und der KBBB bzw. 
fragt konkret, inwiefern es ggf. begriffliche Unklarheiten, gegenstandsbezoge-
ne Phänomene, die Konfundierung mit Bildungspolitik oder disziplinäre Lo-
giken sind, die eine erziehungswissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
Rechtsfragen so sperrig werden lassen. Die für Missverständnisse anfälligen 
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disziplinären Eigenlogiken werden – angesichts des begrenzten Umfangs not-
wendigerweise skizzenartig und exemplarisch – anhand von drei Kontrastie-
rungen illustriert: (a) divergierende theoretische Argumentationslogiken, ex-
emplifiziert an dem für die Rechtswissenschaften zentralen Topos der herr-
schenden Meinung, der einer multiparadigmatischen Argumentationslogik der 
Erziehungswissenschaft gegenüber gestellt wird, (b) die terminologische Ar-
gumentationsfalle der Begriffsgleichheit bei unterschiedlicher Semantik (Po-
lysemie) anhand der Autonomiegesetzgebung sowie schließlich (c) die mögli-
che Option des Schulterschlusses der Disziplinen in der Konfundierung erzie-
hungswissenschaftlicher und juristischer Fragestellungen mit bildungspoliti-
schen Dimensionen am Beispiel der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK). Die Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen disziplinären Logi-
ken zeugt von der Notwendigkeit wechselseitiger Wahrnehmung und Fremd-
verstehens. Abschließend verweisen wir auf aktuelle Tendenzen zur Wieder-
belebung des Bildungsrechts in der Kommission Bildungsorganisation, Bil-
dungsplanung und Bildungsrecht (KBBB). 

Bildungsrecht als „blinder Fleck“?

Bei Bildungsrecht handelt es sich um einen für die Erziehungswissenschaft 
schwer fassbaren Bereich, einen „blinde[n] Fleck“ (Füssel 2020, S. 114), was 
nicht nur darin begründet liegt, dass er seinen Ursprung in einer anderen Fach-
disziplin, den Rechtswissenschaften, hat. Schwierigkeiten im Umgang mit bil-
dungsrechtlichen Fragen resultieren ferner aus der fehlenden inhaltlichen Kon-
kretisierung des Begriffs, dem oftmals ein intuitives, tautologisches Alltags-
verständnis (Bildungsrecht als das Recht der Bildung) gegenübersteht. Entge-
gen laienhaft-intuitiven Begriffsauffassungen gibt es nicht das Bildungsrecht; 
auch ist Bildungsrecht nicht mit Schulrecht gleichzusetzen. Vielmehr lassen 
sich je nach Gegenstandsbereich weitere Subrechtsgebiete des Bildungsrechts 
ausmachen, von denen das Schulrecht eines ist. Außerdem tangieren bildungs-
rechtliche Fragen auch genuin nicht dem Bildungsrecht zugehörige Rechtsge-
biete (z. B. das Familienrecht in Fragen der Bildung und Erziehung von Kin-
dern und Jugendlichen). Schließlich ist Bildungsrecht vom Recht auf Bildung 
als Anspruch von Kindern und Jugendlichen auf Bildung und Erziehung zu 
unterscheiden, wie es in den Landesverfassungen (vgl. z. B. Art. 11 Abs. 1 
BW-V; Art. 128 Abs. 1 BayV; Art. 20 Abs. 1 Satz 1 VvB) oder dem von der 
Bundesrepublik ratifizierten Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention (Art. 2 1. ZP EMRK) verankert ist. Abgesehen von Fragen 
der Begriffsauffassung und der Systematisierung beteiligter Rechtsgebiete 
wird die Komplexität von Bildungsrecht durch die Vielzahl der je Gebiet ein-
schlägigen Rechtsquellen einerseits und bildungspolitisch durch den Kulturfö-
deralismus der Bundesrepublik andererseits befördert. 
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Zu den Eigenlogiken rechts- und erziehungswissenschaftlicher Perspektiven auf Bildung 

Zum Begriff Bildungsrecht 

In der Rechtswissenschaft wird der Begriff Bildungsrecht in der Regel formal 
als die „Gesamtheit der das Bildungssystem regelnden Rechtsnormen“ defi-
niert (Füssel 2012, S. 108). Darüber hinausgehende inhaltliche Konkretisie-
rungen des Terminus ergeben sich aus dem jeweiligen Regelungsbereich und 
den beteiligten Rechtsgebieten. Diese sind allgemein europäisches Recht so-
wie – aufseiten des nationalen öffentlichen Rechts – deutsches Verfassungs-
recht (z. B. Art. 7 Abs. 1 GG Staatliche Schulaufsicht), Verwaltungsrecht und 
Sozialrecht (ebd.). Zivilrecht ist insbesondere im Zusammenhang mit Einrich-
tungen in privater Trägerschaft einschlägig (vgl. ebd.). Dieser formalen Defi-
nition steht aufseiten der Erziehungswissenschaft ein breiter fachlicher Dis-
kurs zum Bildungsbegriff gegenüber. 

Rechtsgebiete des Bildungsrechts als Spezialgebiete 
der Rechtswissenschaft 

Neben der Begriffsklärung steht seitens der Erziehungswissenschaft eine Sys-
tematisierung der am Bildungsrecht beteiligten Rechtsgebiete noch aus. Erste 
rechtswissenschaftliche Strukturierungsansätze unterteilen nach zu regelndem 
Bildungssektor (z. B. Füssel 2008) und/oder nach den beteiligten Akteursgrup-
pen (z. B. Richter 2006). 

Erstere sind damit anschlussfähig für die gängige Unterteilung des deutschen 
Bildungssystems in verschiedene Bildungsbereiche (z. B. KMK 2019, S. 24). So 
hat für den Elementarbereich das Recht des Elementarbereichs die „Bildung, 
Betreuung und Erziehung von Kindern im vorschulischen Alter“ zum Gegen-
stand und wird zentral als Bundesrecht im Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) geregelt (Füssel 2008, S. 333). Dabei regelt das Recht auf einen Betreu-
ungsplatz in einer vorschulischen Einrichtung (z.B. Kindergarten, Kinderkrippe) 
lediglich den Zugang zur Institution (Richter 2006). Das Schulrecht regelt die 
schulische Bildung in Primar- und Sekundarstufe und umfasst alle „Rechtsnor-
men, die sich auf die Schule und das Schulwesen beziehen“ (Avenarius 2019, S. 
7). In diesem Bereich ist auch das Privatschulrecht zu verorten. Aufgrund der 
Länderzuständigkeit für das Bildungswesen sind hier neben den Landesverfas-
sungen insbesondere die Schulgesetze der jeweiligen Länder (z. B. das Bayeri-
sche Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen oder das Bremische 
Schulgesetz) einschlägig. Für den Tertiärbereich sind das Recht der beruflichen 
Bildung und das Hochschulrecht zu nennen. Ersteres betrifft das Recht der „Be-
rufsausbildungsvorbereitung, […] Berufsausbildung, […] berufliche[n] Fortbil-
dung und […] berufliche[n] Umschulung“ (Füssel 2008, S. 339). Es unterliegt 
für den betrieblichen Teil der Ausbildung bundesrechtlichen Regelungen (Be-
rufsbildungsgesetz, BBiG) und für den berufsschulischen Teil landesrechtlichen 
Vorgaben (ebd.). Hochschulrecht wiederum umfasst die „Gesamtheit der Vor-
schriften, die Aufgaben, Organisation und Betrieb der Hochschulen regeln“ 

13 
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(Weber 2019, S. 731), und wird in den jeweiligen Landeshochschulgesetzen (z. 
B. Landeshochschulgesetz für Baden-Württemberg, Bayerisches Hochschulge-
setz oder Bremisches Hochschulgesetz) geregelt. Im Quartärbereich ist das 
Recht der Weiterbildung anzusiedeln, wobei es sich um kein eigenes Rechtsge-
biet handelt (Füssel 2008, S. 342). Es ist mehr als jedes andere Gebiet des Bil-
dungsrechts von „Zersplitterung und Zerklüftung“ (Dobischat/Fischell/Rosen-
dahl 2014, S. 2) gekennzeichnet. Aufgrund seiner marktförmigen Ausgestaltung 
als Dienstleistung tangiert es vornehmlich privatrechtliche Regelungen (z. B. 
Vertrag zwischen Fortbildungsinstitut und Fortbildungsteilnehmenden), mithin 
sozialrechtliche (z. B. bei Vermittlung der Weiterbildungsmaßnahme durch 
staatliche Institutionen) und für den Bereich der beruflichen Weiterbildung all-
gemeine arbeitsrechtliche und/oder berufsbildungsrechtliche Regelungen (ebd.). 

Wenngleich sich alle genannten Rechtsgebiete formal dem besonderen 
Verwaltungsrecht als Teil des öffentlichen Rechts zuordnen lassen, so handelt 
es sich doch um je eigene rechtliche Spezialgebiete. Diese verlangen in Aus-
legung, Interpretation und Anwendung eine spezifizierte juristische Expertise, 
die unter Erziehungswissenschaftlerinnen und Erziehungswissenschaftlern 
nicht vorausgesetzt werden kann. 

Kulturföderalismus – Komplexitätssteigerung durch Bildungspolitik 

Bildungsrecht ist somit auch aus rechtlicher Perspektive ein anspruchsvoller 
Bereich, dessen Komplexität in puncto Schul- und Hochschulrecht im Spezi-
ellen durch die föderale Struktur der Bundesrepublik (Art. 20 Abs. 1 GG) ge-
steigert wird. Artikel 30 GG regelt die Eigenstaatlichkeit der Länder und weist 
diesen i. V. m. Art. 70 Abs. 1 GG grundsätzlich Gesetzgebungs- und Verwal-
tungskompetenz zu, „soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft 
oder zuläßt“. Im Umkehrschluss zu den in den Artikeln 70ff. GG festgelegten 
Bereichen der konkurrierenden und ausschließlichen Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes folgt: Bildung ist – mit wenigen Ausnahmen (z. B. die bereits 
erwähnte berufliche Bildung, Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG) – Ländersache (zum 
Überblick siehe Hanschmann 2019a, S. 20ff.). Damit gibt es weder das Schul-
noch das Hochschul- oder Weiterbildungsrecht. Es obliegt den Ländern, ent-
sprechende Regelungen für diese Bereiche zu schaffen.1 

Damit sind bildungsrechtliche Regelungen auch das Ergebnis der bildungs-
politischen Gemengelage im jeweiligen Bundesland. Für den Bereich Schulrecht 
zeigt sich exemplarisch: Ob Ethik/Philosophie als Unterrichtsfach eingeführt, ob 
neben den/statt der drei klassischen weiterführenden Schultypen Mittelschule, 

Die Kultusministerkonferenz (KMK) bietet einen Überblick über alle Schulgesetze (KMK 

2020a) und alle Hochschulgesetze (KMK 2020b) in dafür geschaffenen Datenbanken. Auch 

für das Recht des Elementarbereichs, das in den Kompetenzbereich des Bundes fällt, werden 

auf Länderebene in je eigenen Kinder- und Tageseinrichtungsgesetzen die im KJHG normier-

ten Vorgaben umgesetzt und präzisiert (Füssel 2008, S. 333). 

1 
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Zu den Eigenlogiken rechts- und erziehungswissenschaftlicher Perspektiven auf Bildung 

Realschule und Gymnasium auch eine Gesamtschule angeboten, oder wie Inklu-
sion im Schulsystem umgesetzt wird, entscheidet die Parteienmehrheit im jewei-
ligen Bundesland. Wenngleich Schulrecht im bundesweiten Vergleich „überra-
schend einheitlich ist“ (Avenarius/Hanschmann 2019, S. VI), kommt es notwen-
digerweise und insbesondere bei der konkreten Realisierung schulrechtlicher 
Vorgaben zu länderspezifischen Unterschieden und Unübersichtlichkeiten. 

Von der Eigenlogik zweier Fachdisziplinen 

Jenseits begrifflicher und systematischer Unklarheiten, juristischer Spezialex-
pertise und bildungspolitischer Aufladung von Bildungsrecht sind es die 
grundsätzlichen Divergenzen zweier wissenschaftlicher Fachdisziplinen, die 
den interdisziplinären Austausch zwischen Bildung bzw. Erziehungswissen-
schaft und Recht bzw. Rechtswissenschaft erschweren. Tenorth hat in diesem 
Zusammenhang von „feindliche[n] Lagern“, „Verhältnisse[n] der Distanz“ 
und „differente[n] Kulturen“ gesprochen, die das Verhältnis von Juristinnen 
und Juristen, Pädagoginnen und Pädagogen kennzeichnen (Tenorth 2015, S. 
9). Dahinter verbirgt sich weniger der Vorwurf wechselseitigen Nichtverste-
hens bzw. Nichtverstehen-Wollens als die nüchterne Feststellung, dass die je-
weilige Fachdisziplin aus systemischer Perspektive ihrer Eigenlogik verhaftet 
bleibt (ebd., S. 16). Im Folgenden sollen die disziplinären Eigenlogiken, die zu 
Missverständnissen führen können, skizzenartig anhand von drei Kontrastie-
rungen illustriert werden. 

Divergierende theoretische Argumentationslogiken 

Juristinnen und Juristen argumentieren i. d.R. mit, aus und ggf. in Abgrenzung 
zu Meinungsströmungen innerhalb der Rechtsprechung und Lehre heraus. Die 
Termini herrschende Meinung (h. M.), herrschende Rechtsprechung (h. Rspr.) 
und herrschende Lehre (h.L.) bzw. in Abgrenzung dazu andere Ansicht (a.A.) 
und Mindermeinung (M. M.) verweisen auf die Diskurslinien, die es zu be-
stimmten Themen innerhalb der Rechtsprechung und der Rechtswissenschaft 
gibt. Diese Termini werden nicht trennscharf verwendet. Auch gibt es keine 
einheitlichen Kriterien zur Beurteilung der Frage, wann eine Meinung herr-
schend ist oder eben nicht, und ein alleiniges Berufen auf eine spezifische Mei-
nung ist für eine erfolgreiche juristische Argumentation nicht ausreichend 
(Djeffal 2013). Dennoch kann man dominante Ansichten in der Argumentation 
auch nicht außen vor lassen. 

Demgegenüber ist die Erziehungswissenschaft als Fachdisziplin seit den 
1970er Jahren von einem Theorien- und Paradigmenpluralismus gekennzeich-
net, wie auch die derzeit kurante Diskussion zur Multiparadigmatik in der Leh-
rerinnen- und Lehrerbildung (Berkemeyer 2019; Cramer 2019; Heinrich et al. 
2019; Schlömerkemper 2019) deutlich vor Augen führt. Erziehungswissen-
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schaftliche Argumentationen verlaufen entsprechend entlang spezifischer, teil-
weise einander ausschließender Paradigmen, um soziale Realität zu beschrei-
ben, während die juristische Argumentation jenseits einzelner Meinungsstreite 
deutlich homogener ist. Besonders deutlich wird dies bspw. im Abgleich mit 
Positionen der Kritischen Erziehungswissenschaft. So ruft deren Programm 
vermittelt über den Kritikbegriff zur fortwährenden ausdifferenzierenden Wi-
derspruchsanalyse auf, – was selbst wiederum seit vielen Jahren kontrovers 
diskutiert wird (bspw. Heinrich 2001; Tenorth 1999). Aus der Perspektive 
einer traditionellen Kritischen Erziehungswissenschaft würde so etwa eine 
Rechtsanwendung entlang der herrschenden Meinung selbst zum Teil der 
Ideologie – Kommunikationshürden zwischen den beiden Disziplinen sind 
folglich aus diesem Paradigma erwartbar. 

Die terminologische Argumentationsfalle der Begriffsgleichheit bei 
unterschiedlicher Semantik (Polysemie) am Beispiel 
der Autonomiegesetzgebung 

Missverständnisse durch den Rekurs auf unterschiedliche disziplinäre Linien 
lassen sich gut an den Metamorphosen des Autonomiebegriffs in der Schulre-
form illustrieren (ausführlich Heinrich 2015). Hier sind analytisch drei Autono-
mieformen im deutschen erziehungswissenschaftlichen Diskurs unterscheidbar. 
Ausgehend von der Vorstellung der Aufklärung, dass die Autonomie des Sub-
jekts das zu erstrebende Ideal sei, wird in der pädagogischen Wendung dieses 
aufklärerischen Gedankens die Idee der autonomen Natur des Kindes postuliert 
und insbesondere in reformpädagogischen Kontexten breit diskutiert. Im päda-
gogischen Prozess, der als dialektischer Bildungsprozess im Medium von Auto-
nomie und Heteronomie gedacht wird, folgt komplementär aus der Vorstellung 
einer autonomen Natur des Kindes die Notwendigkeit der Autonomie der Lehr-
kraft, um eben jene Dialektik im pädagogischen Prozess im Sinne des Mündig-
keitsparadoxons bearbeiten zu können. Diese Freiheit der Lehrkraft ist wiederum 
rückgebunden an die Möglichkeiten, die ihr innerhalb eines Bildungssystems 
institutionell zur Verfügung stehen. Hieraus folgt die Notwendigkeit einer Auto-
nomie der Schule als Institution (ebd.). In erziehungswissenschaftlichen Studien 
zur Implementation der Autonomiegesetzgebung in den Ländern (Rürup 2007) 
zeigt sich dann allerdings die Entstehung von Widerständen auf Seite der Lehr-
kräfte, wenn diese für sich individuelle pädagogische Freiheit reklamieren und 
hierbei mit den rechtlichen Begrenzungen ebendieser Freiheit (Wißmann 2002) 
einerseits und einer organisational und rechtlich gerahmten Vorstellung von 
Schulautonomie andererseits in Konflikt geraten (Rürup/Heinrich 2007). Neben 
den divergierenden erziehungs- und rechtswissenschaftlichen Auffassungen von 
Umfang und Reichweite der für die Lehrtätigkeit notwendigen Freiheit ist zudem 
die Verwendung des Terminus Autonomie im Zusammenhang mit Schule aus 
juristischer Perspektive nicht korrekt, da sie die Befugnisse einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts bezeichnet. Bei Schulen handelt es sich jedoch 
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Zu den Eigenlogiken rechts- und erziehungswissenschaftlicher Perspektiven auf Bildung 

um nichtrechtsfähige öffentliche Anstalten. Alternativ ist in Schulgesetzen von 
Eigenständigkeit, Selbstständigkeit, Eigenverantwortung oder Selbstverantwor-
tung die Rede (Hanschmann 2019b, S. 260). 

Konfundierung normativer Fragen und bildungspolitischer 
Dimensionen am Beispiel der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) 

Das Beispiel der UN-BRK zeigt, wie erziehungswissenschaftliche und juristi-
sche Argumentationslinien auch übereinstimmen können, um dann wiederum 
an bildungspolitischen Diskursen oder fachpolitischen Differenzen zu schei-
tern, wenn sich letztlich die Pfadabhängigkeit des Integrationsdiskurses gegen-
über den Neuerungen der Inklusionsforderungen durchsetzt. Denn angesichts 
der UN-BRK lediglich eine Integrationsforderung zu formulieren, würde 
schließlich innerschulisch die behinderungsbezogenen Differenzkategorien 
stabilisieren, indem zwar kompensatorische Integrationsleistungen organisiert 
würden, das Schulsystem aber nicht-inklusiv bleiben würde. Es wäre dann im-
mer noch Aufgabe der Benachteiligten, sich selbst um die Integrationsmaß-
nahmen zu kümmern, anstatt an einem Schulsystem teilhaben zu können, das 
als System bereits inklusiv ist, d. h. solche diskriminierenden Benachteiligun-
gen erst gar nicht mehr entstehen lässt. Aus juristischer Perspektive argumen-
tieren Siehr und Wrase (2014) daher auch explizit, dass das Recht auf inklusive 
Schulbildung als Strukturfrage des deutschen Schulrechts zu verstehen sei, und 
rekurrieren hierbei auf erziehungswissenschaftliche Begriffsunterscheidun-
gen, um diese letztlich kritisch gegen das politische System zu wenden: 

„Bildungswissenschaftlich bezeichnet man als ‚Integration‘ die Unterrichtung von Kindern 
mit Behinderung an Regelschulen, während das Konzept der ‚Inklusion‘ darüber hinausgrei-

fend die Notwendigkeit einer strukturellen Anpassung des Schulsystems an die unterschied-

lichen Bedürfnisse von Kindern mit und ohne Behinderungen hervorhebt und damit den As-

pekt der ‚systemischen Veränderung im Schulwesen‘ (Poscher/Rux/Langer 2009, 24f.) in 

das Blickfeld rückt […].“ (Siehr/Wrase 2014, S. 163f.) 

Die Versuche, die Inklusionsforderung gegenüber dem viel weiter reichenden 
Inklusionsanspruch der UN-BRK rückschrittlich wieder als Integrationsforde-
rung zu konzeptualisieren, wurden aus erziehungswissenschaftlicher Sicht 
harsch kritisiert (bspw. Wocken 2011), haben aber subkutan Eingang selbst in 
die offizielle amtliche Übersetzung der UN-BRK gefunden – allerdings ohne 
juristische Konsequenz. Denn juristisch gesehen ist eine inklusive Beschulung 
zu gewährleisten und nicht nur eine integrative: 

„Nach Art. 50 BRK ist jedoch nur der Wortlaut der arabischen, chinesischen, englischen, 

französischen, russischen und spanischen Vertragsfassung verbindlich. Da die Vertragspar-

teien auch nichts anderes vereinbart haben, gilt der Wortlaut der deutschen Übersetzung […] 
völkerrechtlich somit nicht als authentisch, sprich: er ist rechtlich nicht maßgeblich. […] 

17 
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Somit ist im deutschen Schulsystem, ungeachtet des Wortlauts der amtlichen Übersetzung 

des Art. 24 BRK, eine ‚inklusive‘ Beschulung zu gewährleisten.“ (Siehr/Wrase 2014, S. 163) 

Zuweilen gibt es also auch Allianzen zwischen juristischen und erziehungs-
wissenschaftlichen Logiken, die dann ggf. bildungspolitisch überlagert oder 
innerhalb der Erziehungswissenschaft bzw. der empirischen Bildungsfor-
schung durch konträre Strömungen konterkariert werden, wenn letztlich Inklu-
sion in Form von Integration über Leistung erfolgen soll (Heinrich/te Poel 
2018), wodurch sich subkutan die alte und gegenüber der UN-BRK nicht ge-
nügend weitreichende Integrationslogik durchsetzt. Vergleichbar komplex und 
bildungspolitisch aufgeladen ist der Diskurs um Chancengleichheit. 

Ausblick: Chancengleichheit und Recht – aktuelle Tendenzen in 
der KBBB 

Trotz der disziplinären Fremdheitserfahrungen gibt es angesichts der faktischen 
Bedeutung des Bildungsrechts für die Fragen der „Entwicklung des Bildungs-
wesens“ (s. o.) in jüngster Zeit vermehrt Bestrebungen, bildungsrechtliche Fra-
gestellungen innerhalb der Fachdisziplin nicht nur subsidiär im Zusammenhang 
mit übergeordneten Themen oder punktuell zu thematisieren, sondern diese in 
den erziehungswissenschaftlichen Diskurs zu integrieren, wovon nicht nur die 
inhaltliche Ausrichtung dieser EW-Ausgabe zeugt. Dies gilt aktuell insbesonde-
re für den Diskurs um Chancengleichheit: So deutet sich schon im Titel der 
Kommissionstagung der KBBB (Münster, 22. Februar 2021) „Chancenun-
gleichheit: geplant, organisiert, rechtlich kodifiziert“ die rechtliche Schwer-
punktsetzung an. Das gleichnamige Symposium beleuchtete ein genuin erzie-
hungswissenschaftliches Thema aus drei verschiedenen rechtlichen Blickwin-
keln: allgemeine, verfassungsrechtliche (Vortrag von Hans-Peter Füssel: „Chan-
cen(-un-)gleichheit im Bildungswesen – einige Überlegungen aus rechtlicher 
Sicht“), privatschulrechtliche (Vortrag von Rita Nikolai: „Privatschulpolitiken 
im internationalen Vergleich und deren Auswirkungen auf Chancenungleichhei-
ten“) und schließlich sozialrechtliche Erwägungen (Vortrag von Holger Ziegler: 
„Teilhabegleichheit? Zur Ambivalenz der Teilhabeformel als Gleichheitsmaß-
stab in den aktuellen Sozialgesetzgebungspraktiken“). Eine Fortführung der bil-
dungsrechtlichen Diskussion der Chancengleichheitsfrage ist im geplanten Ta-
gungsband zur KBBB-Tagung zu erwarten (vgl. Böttcher et al. i. Vorb.). Ferner 
ist in der Zeitschrift „Die Deutsche Schule“ (DDS) Ende 2021 ein Themenheft 
zum Bildungsrecht geplant, das ebenfalls unter dem Chancengleichheitstopos 
seinen Schwerpunkt auf die Subthemen Homeschooling, Übergänge in weiter-
führende Schulformen und Inklusion legen wird. Auch die gemeinsame Sekti-
onstagung Empirische Bildungsforschung von AEPF und KBBB (13. bis 15. 
September 2021) fokussiert unter dem Motto „Grenzen sprengen – Forschung 
verbinden. Interdisziplinäre empirische Forschung jenseits klassischer Hand-
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lungsfelder“ explizit interdisziplinäre Fragestellungen und bietet damit einen 
idealen Anknüpfungspunkt (auch) für bildungsrechtliche Beiträge. Eine ur-
sprünglich für Oktober 2020 geplante halböffentliche wissenschaftliche Tagung 
an der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) in München zur „Relevanz des 
Schulrechts für die Lehrerinnen- und Lehrerbildung“ wurde pandemiebedingt 
auf Frühjahr 2022 verschoben. 

Ob diese vielversprechenden Tendenzen zu einer Verstetigung des Diskur-
ses führen, bleibt abzuwarten. In jedem Fall stellt dies mit Blick auf den sehr 
kleinen Kreis von Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftlern 
und den noch kleineren Kreis der Kolleginnen und Kollegen aus der Erzie-
hungswissenschaft, die sich mit bildungsrechtlichen Fragestellungen ausein-
andersetzen, eine Herausforderung dar. Eine Herausforderung jedoch, derer 
anzunehmen sich angesichts der faktischen Relevanz rechtlicher Regelungen 
für die „Entwicklung des Bildungswesens“ einerseits und der durch die Eigen-
logik bedingten Divergenzen und Ergänzungspotenziale andererseits unseres 
Erachtens lohnt. 

Julia Hugo ist Wissenschaftliche Assistentin am Lehrstuhl für Schulpädagogik 
und Doktorandin am Lehrstuhl für Allgemeine Pädagogik an der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München. Außerdem ist sie Mitglied im Vorstand der Kom-
mission Bildungsorganisation, Bildungsplanung und Bildungsrecht (KBBB). 

Martin Heinrich, Prof. Dr., ist Professor für Schulentwicklung und Schulfor-
schung und Leiter der Wissenschaftlichen Einrichtung der Versuchsschule Ober-
stufen-Kolleg der Universität Bielefeld. Außerdem ist er Mitglied im Vorstand 
der Kommission Bildungsorganisation, Bildungsplanung und Bildungsrecht 
(KBBB) und war von 2015 bis 2020 ihr Vorsitzender. 
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